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I. Verfassungsmässige Ausgangslage

Das Wohlergehen von betagten Personen ist dem 
Verfassungsgeber nicht egal. Betagten Personen ste-
hen dieselben verfassungsmässigen Grundrechte wie 
nicht betagten Personen zu. Sowohl das Alter als 
auch eine Behinderung stellen persönliche Eigen-
schaften dar, die nicht Grundlage für eine Ungleich-
behandlung sein dürfen.1�$UW�b���F�%9�YHUSĠLFKWHW�
GLH�.DQWRQH�H[SOL]LW�� IđU�GLH�+LOIH�XQG�3ĠHJH�YRQ�
betagten Personen zu Hause zu sorgen. Der Bund ist 
sodann gehalten, gesamtschweizerische Bestrebun-
gen zugunsten von betagten Personen zu unterstüt-
zen. Er kann insbesondere Mittel aus der AHV für 
diese Unterstützung verwenden.

Das Bundesgericht betont in Ergänzung zu den 
verfassungsmässigen Vorgaben, dass betagte Men-
schen von den Behörden eines Rechtsstaates «beson-
ders schonend, rücksichtsvoll und in einer Art und 
Weise zu behandeln sind, die ihre Würde nicht an-
tastet.2 Dank diesen verfassungsmässigen Garantien 
sollten eigentlich die betreuerischen Bedürfnisse von 
betagten Personen hinreichend geschützt sein. Diese 
Einschätzung trügt: Die gesetzgeberische Realität 
steht da und dort im Widerspruch zu dem verfas-
sungsmässigen Wohlmeinen, insbesondere was die 
faktische Verfügbarkeit von betreuerischen Dienst-
leistungen anbelangt.

II. Vorenthaltung von betreuungsrelevanten 
Sozialversicherungsleistungen

Die verschiedenen Sozialversicherungserlasse statu-
ieren diverse Versicherungsleistungen, mit welchen 
%HWUHXXQJ�XQG�3ĠHJH�ğQDQ]LHUW�ZHUGHQ��9RQ�EHVRQ-
derer Bedeutung für hilfsbedürftige Personen sind 
HLQHUVHLWV�GLH�+LOĠRVHQHQWVFKÃGLJXQJ3 und der As-
sistenzbeitrag� und andererseits die Vergütungen für 

� �� 9JO��$UW�b��$EV�b��%9�
� �� %*(�����,����(�b�E�
 3 Siehe dazu /ƄƑƇƒƏƗ�+ƄƕƇƜ��3ĠHJHğQDQ]LHUXQJ�LQ�D�

QXWVKHOO��=đULFK�6W��*DOOHQ�������6�b��bII�
� �� ,ELG��6�b��bII�

%HWUHXXQJV��XQG�3ĠHJHNRVWHQ�5 die bald als eigent-
liche Versicherungsleistung, bald als staatliche 
 Finanzhilfen� ausgestaltet sind. 

Trotz dem verfassungsmässigen Alters- und Be-
hindertendiskriminierungsverbot können betagte 
Personen nicht dieselben betreuungsrelevanten 
 Sozialversicherungsleistungen beanspruchen. Es be-
stehen nämlich diverse Benachteiligungen:

 ũ 'LH� +LOĠRVHQHQWVFKÃGLJXQJ� JHPÃVV� $+9*� EH-
WUÃJW�OHGLJOLFK�GLH�+ÃOIWH�GHU�+LOĠRVHQHQWVFKÃGL-
gung, welche Personen erhalten, die das ordentli-
che Rentenalter noch nicht erreicht haben und 
KLOĠRV�ZHUGHQ��,P�=XVDPPHQKDQJ�PLW�GHU�)HVWOH-
JXQJ�GHV�8PIDQJV�GHU�+LOĠRVHQHQWVFKÃGLJXQJ�
wird bei betagten Personen zwar sinngemäss auf 
dieselben Regeln wie bei den Personen, welche vor 
(UUHLFKHQ�GHV�RUGHQWOLFKHQ�5HQWHQDOWHUV�KLOĠRV�
werden, abgestellt. Eine wichtige Ausnahme be-
steht aber in Bezug auf die lebenspraktische Beglei-
tung, die bei betagten Personen nicht versichert 
ist.7 Immerhin haben betagte Personen, die vor 
Eintritt ihres Pensionierungsalters bereits eine hö-
KHUH�+LOĠRVHQHQWVFKÃGLJXQJ�GHU�,QYDOLGHQ��RGHU�
Unfallversicherung erhalten haben, weiterhin An-
spruch auf diese. 

 ũ Der Assistenzbeitrag kann nur von Personen gel-
WHQG�JHPDFKW�ZHUGHQ��GLH�HLQH�+LOĠRVHQHQWVFKÃ-
GLJXQJ�GHU�,9�HUKDOWHQ��7ULWW�GLH�+LOĠRVLJNHLW�QDFK�
Erreichen des ordentlichen Rentenalters ein, be-
steht kein Anspruch mehr, auch wenn bei der 
 betagten Person derselbe oder sogar ein höherer 
Assistenzbedarf vorhanden ist.

 ũ Eine weitere Ungleichbehandlung besteht im 
 Zusammenhang mit der ergänzungsleistungs-
rechtlichen Vergütung von Krankheits- und Be-
KLQGHUXQJVNRVWHQ��3HUVRQHQ��GLH�HLQH�+LOĠRVHQ-
entschädigung der AHV erhalten, können 
maximal ungedeckte Krankheits- und Behinde-
rungskosten bis zum Betrag von 25 000 Franken 
pro Jahr geltend machen, während bei den Bezü-

� �� ,ELG��6�b��bII�
� �� ,ELG��6�b��bII�
� �� 6LHKH�GD]X�$UW�b��bis�$EV�b��$+99�
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JHQ� HLQHU� DQGHUHQ� +LOĠRVHQHQWVFKÃGLJXQJ� EHL�
HLQHU�VFKZHUHQ�+LOĠRVLJNHLW�PD[LPDO�HLQ�%HWUDJ�
von 90 000 Franken versichert ist.8

'DV�%XQGHVJHULFKW�TXDOLğ]LHUW�GLHVH�8QJOHLFKKHLW�
in Bezug auf betreuungsrelevante Sozialversiche-
rungsleistungen als zulässig9 und vertritt sogar die 
Auffassung, dass betagte Personen mit höheren Be-
WUHXXQJV��XQG�3ĠHJHNRVWHQ�EHODVWHW�ZHUGHQ�GđUIHQ�10 
Dieser Umstand irritiert im Blick auf die gleichzeitige 
Betonung, dass betagte Menschen von den Behörden 
eines Rechtsstaates würdevoll zu behandeln sind.

III. Staatliche Finanzhilfen statt 
 Subjektfinanzierung

Ein weiteres sozialrechtliches Erschwernis stellt der 
Umstand dar, dass die Finanzierung von benötigten 
%HWUHXXQJV��XQG�3ĠHJHOHLVWXQJHQ�]XQHKPHQG�YLD�
den Leistungserbringer und nicht via die betagte Per-
son geleistet wird. Als Beispiele sind etwa die Einfüh-
UXQJ�GHU�5HVWNRVWHQEHLWUÃJH�IđU�GLH�3ĠHJHNRVWHQ11 
und die staatlichen Finanzhilfen, welche Heimen 
und sozialen Institutionen, in welchen betagte Per-
sonen versorgt werden, zu nennen.12 Unlängst hat 
der Gesetzgeber mit der Einführung des revidierten 
Ergänzungsleistungsrechts sogar die Möglichkeit 
JHVFKDIIHQ�� GDVV� VLFK� +HLPH� GLH� MÃKUOLFKH� (UJÃQ-
zungsleistung von betagten Personen in Abweichung 
zu den  sonst geltenden Grundsätzen ausbezahlen 
lassen können.13

'LHVH�HWZDV�XPVWÃQGOLFK�DOV�2EMHNWğQDQ]LHUXQJ�
bezeichnete Finanzierungsart hat zur Folge, dass be-
WDJWH�3HUVRQHQ�QLFKW�VHOEVWEHVWLPPW�GDUđEHU�EHğQ-
den können, welche vom Markt angebotenen Betreu-
XQJV��XQG�3ĠHJHOHLVWXQJHQ�VLH�EHDQVSUXFKHQ�XQG�
ğQDQ]LHUHQ� NùQQHQ��'LHVH� ğQDQ]LHOOH� (QWPđQGL-
gung trägt dazu bei, dass betagte Personen letztlich 
Betreuungsangebote annehmen müssen, die sie 
QLFKW�DQQHKPHQ�ZđUGHQ��ZHQQ�VLH�VLH�VHOEVW�ğQDQ-
zieren müssten. Eine eigentliche Selbstbestimmung 
würde voraussetzen, dass sämtliche Betreuungsleis-
WXQJHQ�VXEMHNWğQDQ]LHUW�ZđUGHQ��6R�ZLH�HLQ�$UEHLW-
nehmer von seinem Arbeitgeber den Zahltag sich 
selbst (und nicht dem Grossverteiler, in welchem er 
mit dem Lohn einkauft) ausbezahlen lässt, sollte der 
Sozialversicherungsträger die Betreuungsvergütung 
nur der betroffenen Person ausrichten. Wird die Be-

� �� 9JO��$UW�b���$EV�b��XQG���(/*�
� �� 9JO��%*(�����9�����(�b������XQG�%*(�����9�����(�b����
 10� 9JO��%*(�����,�����(�b�ŋ��
 11� 9JO��$UW�b��D�$EV�b��.9*�
 12� 6LHKH�]��%��$UW�b��,)(*�
 13� 9JO��$UW�b��D�$EV�b��(/*�

WUHXXQJVYHUJđWXQJ�GHUMHQLJHQ�3HUVRQ�JHZÃKUW��GLH�
%HWUHXXQJVOHLVWXQJHQ�HUEULQJW��EHğQGHW�VLFK�GLH�EH-
tagte Person in einer Abhängigkeit, weil der Mecha-
nismus des regierenden Geldes ausgehebelt ist.

IV. Heterogenes und ungenügendes 
 Versorgungsangebot 

Nicht nur die Finanzierung von Betreuungsleistun-
gen, sondern auch die Erbringung von Betreuungs-
leistungen ist uneinheitlich geregelt. Da die Kantone 
gemäss der verfassungsmässigen Kompetenzord-
nung für die Erbringung von medizinischen, 
�LQV�EHVRQGHUH� SĠHJHULVFKHQ� XQG� EHWUHXHULVFKHQ�
Dienstleistungen, zuständig sind, herrscht im Ver-
sor gungsbereich ebenfalls der Föderalismus. Die fö-
deralismusbedingten Unterschiede zeigen sich nicht 
QXU�EHL�GHU�$Q]DKO�GHU�YHUIđJEDUHQ�3ĠHJH��XQG�%H-
treuungspersonen im ambulanten Bereich pro 1000 
Einwohner,�� sondern auch bei den von den Kanto-
nen angebotenen Versorgungsformen.

Ambulante Versorgungsformen sind volkswirt-
schaftlich betrachtet im Regelfall günstiger als stati-
onäre Versorgungsformen. Entsprechend sollten die 
Kantone eigentlich dem Grundsatz «ambulant vor 
stationär» folgen und sämtliche ambulanten Versor-
gungsformen anbieten und gegenüber stationären 
Versorgungsformen privilegieren. Die gelebte Reali-
tät des Föderalismus ist eine andere. Da und dort 
merkt ein Kanton zwar, dass die (teuren) Altersheime 
von einem hohen Prozentsatz von betagten Personen 
belegt sind, die mit nur wenig Hilfe in einem eigenen 
Zuhause leben könnten.15 Die ambulanten Versor-
gungsangebote sind aber in den meisten Kantonen 
nicht in dem Umfang vorhanden, wie er benötigt 
würde, um möglichst viele hilfsbedürftige Personen 
zu Hause betreuen zu können.  

� �� Im schweizerischen Durchschnitt waren im Jahr 2019 
EHLVSLHOVZHLVH�����3ĠHJHYROO]HLWVWHOOHQ�SUR������(LQ-
wohner feststellbar. Die höchste Versorgungsdichte von 
����9ROO]HLWVWHOOHQ�SUR������(LQZRKQHU�EHVWDQG�LP�.DQ-
WRQ�:DDGW��ZÃKUHQG�LP�.DQWRQ�2EZDOGHQ�OHGLJOLFK�����
Vollzeitstellen pro 1000 Einwohner gezählt wurden. 
Siehe dazu T7.8 (https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/
home/statistiken/gesundheit/gesundheits wesen /hil fe-
SĠHJH�KDXVH�DVVHWGHWDLO����������KWPOb ŋ� ]XOHW]W� EH-
VXFKW�DP����b-XQL�������

 15 Im Kanton Glarus machen die Personen mit (k)einem 
3ĠHJHEHGDUI�ELV�6WXIH����YRQ����6WXIHQ�������DXV��(QW-
sprechend wird vorgeschlagen, einen Heimeintritt bei 
leichter Hilfsbedürftigkeit zu untersagen. Siehe dazu 
.RQ]HSW�6WÃUNXQJ�GHU�/DQJ]HLWSĠHJH��JHQHKPLJW�YRP�
5HJLHUXQJVUDW�GHV�.DQWRQV�*ODUXV�PLW�%HVFKOXVV�Œb����
YRP����b1RYHPEHU�������6�b���XQG�����KWWSV���ZZZ�
gl.ch/public/upload/assets/22193/Konzept%20Lang-
]HLWSĠHJHBDNXWDOLVLHUW���SHU������������SGIbŋ�]X-
OHW]W�EHVXFKW�DP����b-XQL��������
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Die Sozialversicherungserlasse schränken das An-
gebot von ambulanten Betreuungsleistungen zusätz-
OLFK�HLQ��ZHQQ�HQWZHGHU�OHGLJOLFK�3ĠHJHOHLVWXQJHQ�
ğQDQ]LHUW�ZHUGHQ��VR�LQ�GHU�.UDQNHQYHUVLFKHUXQJ��
oder bestimmte betreuerische Dienstleistungen 
nicht anerkannt sind. Letzteres trifft beispielsweise 
für das begleitete und betreute Wohnen, psychoso-
ziale Dienstleistungen oder die Nachbarschaftshilfe 
zu. Gewisse Kantone fördern beide ambulanten Be-
treuungsformen, andere wiederum gewähren im 
Rahmen der ergänzungsleistungsrechtlichen Vergü-
tung von Krankheits- und Behinderungskosten nur 
einen Kostenersatz für das begleitete oder das betreu-
te Wohnen, wenn diese beiden Hilfsangebote über-
haupt anerkannt sind.�� Psychosoziale Dienstleistun-
gen und die Nachbarschaftshilfe sind im Regelfall 
JÃQ]OLFKbŋ�DXVQDKPVZHLVH�EHVWHKW�HLQ�$QVSUXFK�DXI�
Betreuungsgutschriften17 oder psychogeriatrische 
*UXQGSĠHJH18bŋ�YRQ�GHQ�9HUVLFKHUXQJVOHLVWXQJHQ�
nicht erfasst.

Der Bund trägt seinen Anteil an der Benachteili-
gung der Betreuungsformen bei, weil er keine klaren 
Vorgaben dazu macht, wie die versicherte Grund-
SĠHJH�YRQ�GHU�QLFKW�YHUVLFKHUWHQ�%HWUHXXQJ�DEJH-
grenzt werden soll.19 Viele Krankenversicherer füh-
len sich deshalb dazu eingeladen, bei betagten 
Personen, insbesondere wenn sie dement sind, den 
Einwand zu erheben, dass die betroffene Person le-
diglich Betreuung benötige, um nicht leistungs-
SĠLFKWLJ�]X�ZHUGHQ�

Ein weiteres Problem besteht in der Kranken-
YHUVLFKHUXQJ�GDULQ��GDVV�GLH�DPEXODQWHQ�3ĠHJHOHLV-
tungen nach einem Stundentarif vergütet werden, 
ZÃKUHQG�3ĠHJHOHLVWXQJHQ�LP�+HLP�YRP�.UDQNHQ-
versicherer lediglich mit einem pauschalen Betrag 
pro Tag bezahlt werden müssen, was für diese einen 
ğQDQ]LHOOHQ� 9RUWHLO� EHGHXWHW�� ZHQQ� KRFKEHWDJWH�
Personen nicht mehr zu Hause betreut werden. Jähr-
OLFKH�3ĠHJHNRVWHQ�YRQ��������)UDQNHQ��GLH�EHL�HLQHU�
DPEXODQWHQ�3ĠHJH�DQIDOOHQ�ZđUGHQ��JHOWHQ�HWZD�EHL�
einer fortgeschrittenen demenziellen Erkrankung 

� �� Siehe dazu z. B. /ƄƑƇƒƏƗ�+ƄƕƇƜ��3ĠHJHğQDQ]LHUXQJ�LQ�
D�QXWVKHOO��=đULFK�6W��*DOOHQ�������6�b��bII�

 17 Betreuungsgutschriften können Verwandte (Kinder, 
Eltern, Geschwister, Grosseltern, Urgrosseltern, Enkel, 
Schwiegereltern, Stiefkinder) sowie Ehegatten bzw. Le-
benspartner, welche mit der versicherten Person seit 
mindestens fünf Jahren ununterbrochen im gleichen 
Haushalt leben, nicht aber Nachbarn und Freunde der 
KLOIVEHGđUIWLJHQ�3HUVRQ�EHDQWUDJHQ��VLHKH�$UW�b��septies 
$EV�b��$+9*���

 18� 9JO��$UW�b��$EV�b��OLW�bF�=LII�b��./9�
 19 Vgl. BGE 131 V 178 2.3.

als unwirtschaftlich, obwohl das Gemeinwesen bei 
einem Heimaufenthalt höhere Kosten zu tragen 
hat.20

%HğQGHW�VLFK�GLH�EHWDJWH�3HUVRQ�HLQPDO�LQ�HLQHP�
+HLP��ZLUG�GXUFK�GLH�OLPLWLHUWHQ�3ĠHJHEHLWUÃJH�GHV�
Krankenversicherers beim Heimträger ein Anreiz ge-
VHW]W��HLJHQWOLFKH�3ĠHJHOHLVWXQJHQ�LQ�%HWUHXXQJVOHLV-
tungen umzudeuten und für diese zusätzlich zum 
3ĠHJHNRVWHQVHOEVWEHKDOW� %HWUHXXQJVWD[HQ� ]X� IRU-
dern, obwohl solche Quersubventionierungen unzu-
lässig sind.21

V. Fehlen eines Gesamtkonzeptes  
für die Betreuung im Alter

Es ist deshalb offensichtlich, dass in der Schweiz ein 
Gesamtkonzept für die Betreuung im Alter fehlt22 
und zudem mehrfache Fehlanreize bestehen, die 
eine konsequente Förderung der Betreuungsformen, 
die den Grundsätzen der Selbstbestimmung (Sub-
MHNWğQDQ]LHUXQJ��� GHV� 9RUUDQJV� YRQ� DPEXODQWHQ�
Versorgungsformen sowie der Wirtschaftlichkeit 
folgen.

De lege ferenda ist deshalb zu hoffen und zu for-
dern, dass die verfassungsmässigen Vorgaben bis zu 
dem Gesetzgeber durchdringen sowie Bund und Kan-
tone rechtliche Rahmenbedingungen schaffen, die 
es ermöglichen, dass betagte Personen möglichst 
lange in vertrauter Umgebung die Betreuung und 
3ĠHJH�HUKDOWHQ�XQG�GLHVH�PLW�HLJHQHQ�ğQDQ]LHOOHQ�
Mitteln, gegebenenfalls mit Versicherungsleistun-
JHQ��ğQDQ]LHUHQ�NùQQHQ�

Es versteht sich dabei von selbst, dass sämtliche 
Versorgungsformen, die diese Grundsätze erfüllen, 
insbesondere begleitetes und betreutes Wohnen und 
alternative Versorgungsangebote (KISS23, usw.), zu 
fördern sind�� und betagte Personen, die Betreuung 
benötigen, dieselben Vergütungen erhalten, wie sie 
MđQJHUHQ�3HUVRQHQ�JHZÃKUW�ZHUGHQ��ZHQQ�GLHVH�DXI�
Betreuung angewiesen sind.

 20� 9JO��8UWHLO�%XQGHVJHULFKW��&B��������YRP����b-XQL������
(�b������

 21 Siehe etwa Urteil Kantonsgericht Basel-Landschaft 810 
������������YRP����b-XQL������(�b���bI��XQG�(QWVFKHLG�GHV�
Versicherungsgerichts des Kantons St. Gallen KV 2012/9 
YRP����b'H]HPEHU������(�b����XQG����

 22� 6LHKH�GD]X�KWWSV���ZZZ�JXWDOWHUQ�FKbŋ�]XOHW]W�EHVXFKW�
DP����b-XQL������

 23� :HLWHUIđKUHQG�KWWSV���IRQGDWLRQ�NLVV�FKbŋ�]XOHW]W�EH-
VXFKW�DP����b-XQL������

� �� Siehe dazu auch die Tätigkeit der Paul Schiller Stiftung 
�KWWSV���SDXO�VFKLOOHU�VWLIWXQJ�FKbŋ�]XOHW]W�EHVXFKW�DP�
���b-XQL�������
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'LH�$XVHLQDQGHUVHW]XQJ�PLW�GHQ�3ĠHJHIDFKSHUVRQHQ�
und deren Arbeitsbedingungen während meiner Zeit 
DQ�GHU�(7+�KDWWHQ�PLFK�ZLHGHU�QÃKHU�DQ�GLH�SĠHJHUL-
VFKH�3UD[LV�JHEUDFKW��XQG�LFK�UHDOLVLHUWH��GDVV�GLH�3ĠHJH�
für mich irgendwie Heimat bedeutet. Als ich mit meiner 
Dissertation fertig war, starteten erstmalig die Bache-
ORUVWXGLHQJÃQJH�LQ�GHU�3ĠHJH�DQ�GHQ�)DFKKRFKVFKXOHQ��
Ich bewarb mich daher als Dozentin und bekam eine 
Stelle in Bern. Hier konnte ich meine Kompetenzen in 
GLH�$XVELOGXQJ�YRQ�3ĠHJHIDFKSHUVRQHQ�JXW�HLQEULQJHQ��
Ich war eng in die Curriculumentwicklung involviert 
XQG�NRQQWH�KLHU�3ĠHJH�XQG�3V\FKRORJLH�PLWHLQDQGHU�
verbinden. Das war eine spannende Zeit, die Anfänge 
GHU�$NDGHPLVLHUXQJ�GHU�3ĠHJH�PLW]XJHVWDOWHQ�

Du hast nach elf Jahren die Berner Fachhochschule ver-
lassen, die Praxis zog dich an. In der Psychiatrie hast 
du deine Kenntnisse als Leiterin Berufsbildung vertieft. 
Wie war bei diesem Wechsel der Unterschied zwischen 
der Theorie und der Praxis?
$QIDQJV�NDP�LFK�UHFKW�DXI�GLH�:HOW��,FK�KDWWH�MDKUHODQJ�
Bachelor- und Masterstudierende auf die Praxis vorbe-
reitet und musste dann erkennen, dass die Praxis zum 
Teil mit ganz anderen Problemen konfrontiert ist und 
sich das Wissen nicht so leicht transferieren lässt. Ich 
war zwar während meiner Tätigkeit an der BFH immer 
mal wieder in der Praxis, aber die Zeit war zu kurz, um 
sich ein vertieftes Bild zu machen. Das gelang mir in der 
Rolle als Leiterin Bildung besser. Ich habe realisiert, dass 
die Studierenden viel mehr Handwerkszeug in Praxis-
entwicklung, Kommunikation, Verhandlungstechni-
ken usw. benötigen, um ihr Wissen zielgerichtet ein-
bringen und anwenden zu können. Diese Erfahrung ist 
IđU�PLFK�LQ�PHLQHU�MHW]LJHQ�7ÃWLJNHLW�VHKU�KLOIUHLFK�

Nun bist du im Bildungszentrum Gesundheit Basel-
Stadt, kurz BZG, beschäftigt, einer Höheren Fachschu-
le. Wie unterscheidet sich die Höhere Fachschule von 
der Fachhochschule, wenn du auf die Theorie des Leh-
rens und Lernens aufbaust? 
Die Höhere Fachschule ist auf der Tertiärstufe verankert, 
zielt aber auf eine andere Gruppe Studierende ab als die 
Fachhochschule. Die Inhalte sind grundsätzlich ähn-
lich, auch die Einsatzbereiche nach dem Ausbildungs-
DEVFKOXVV��,Q�GHU�)+�ZHUGHQ�MHGRFK�HLQ]HOQH�7KHPHQ�
vertiefter unterrichtet, wie Forschung und Statistik so-
wie klinisches Assessment. Meines Erachtens müssen 
sich die Studierenden an der FH mehr Wissen selbst 
erarbeiten. An der HF ist die Vermittlung der Lerninhal-
te vielleicht etwas «gesteuerter». Die Studierendengrup-
pe ist sehr heterogen. In der FH dagegen scheint mir die 
Zusammensetzung etwas homogener, da alle eine Be-
rufsmaturität, gymnasiale Maturität, eine Fachmaturi-
tät oder HF Abschluss mitbringen.
Nach der FH und der Praxis ist es schön, nun die HF ver-
WLHIWHU�NHQQHQ]XOHUQHQ��,FK�ğQGH�HV�LVW�VHKU�EHUHLFKHUQG��
GLH�JDQ]H�%DQGEUHLWH�GHU�3ĠHJHDXVELOGXQJHQ�]X�NHQQHQ��
XQG�HV�PDFKW�PLU�6SDVV��QDFK����-DKUHQ�LPPHU�QRFK�
PLWZLUNHQ�]X�NùQQHQ��,Q�GHU�3ĠHJHDXVELOGXQJ�LVW�LQ�GHQ�
letzten Jahren so viel passiert, und es wird sich noch ei-
niges weiterentwickeln. Es wird also nie langweilig.

Du hast in deiner Laufbahn viele verschiedene Facetten 
des Pflegefachberufes kennengelernt, daher meine 
Frage zum Schluss: Wo wird der Pflegefachberuf in 
zehn Jahren stehen?

Das ist eine gute Frage, und ich zerbreche mir darüber 
ab und zu den Kopf, insbesondere im Zusammenhang 
mit der Curriculumentwicklung. Ich befürchte, der Per-
sonalmangel wird viel übersteuern, uns zu überhasteten 
Entscheidungen verleiten und in manche Zwänge brin-
gen. So muss die Ausbildungsquote erfüllt werden, was 
vielleicht zu viele Leute in die Ausbildung spült, die den 
Anforderungen nicht gewachsen sind und dann noch 
schneller wieder aussteigen oder den Abschluss erst gar 
nicht erreichen. Das ist wenig nachhaltig. 

In zehn Jahren werden sich die medizinischen Ent-
wicklungen noch weiter differenziert haben und damit 
GDV�QùWLJH�)DFKZLVVHQ�XQG�GLH�SĠHJHULVFKHQ�.RPSHWHQ-
zen noch diverser werden. Folgt man den Megatrends, 
wie sie zum Beispiel vom Zukunftsinstitut (vgl. www.
zukunftsinstitut.de) postuliert werden, wird sich in den 
nächsten Jahren einiges bewegen. Digitalisierung ist da 
nur ein Thema. Digitale Technologien werden in der 
Gesundheitsversorgung wie auch beim individuellen 
Gesundheitsverhalten eine immer grössere Rolle spie-
len. Daneben wird der Blick auf die Gesundheit ganz-
heitlicher. Das bezieht sich nicht nur auf das Individu-
um, sondern bezieht auch den Kontext mit ein. 
Zukünftig werden auch Faktoren wie Bildung, Gesetz-
gebung, Architektur oder Arbeitsumgebungen in den 
Fokus rücken. 

All diese Entwicklungen werden neue Anforderungen 
und Angebote generieren. Damit wird sich auch die Ver-
sorgung der Patient*innen verändern. Der Bedarf im am-
bulanten Bereich wird weiter zunehmen. Neue Versor-
JXQJVIRUPHQ�� LQ�GHQHQ�VLFK�GLH�3ĠHJH�DJLOHU�EHZHJHQ�
GDUI��ZHUGHQ�ZDKUVFKHLQOLFK�YRUKHUUVFKHQ��3ĠHJH�ZLUG�
in zehn Jahren weiterhin sehr anspruchsvoll sein. Neben 
fundiertem theoretischem Fachwissen und einem hohen 
Mass an praktischen Skills benötigt es Methodenkompe-
tenz. Dies, um das eigene Wissen auf dem aktuellen Stand 
zu halten, aber auch, um mit den Technologien und An-
JHERWHQ�XPJHKHQ�]X�NùQQHQ��3ĠHJHIDFKSHUVRQHQ�ZHU-
den immer mehr zur Beratenden und Orientierenden. Sie 
unterstützen Patient*innen dabei, sich mit den Informa-
WLRQHQ�XQG�$QJHERWHQ�]XUHFKW]XğQGHQ��'DIđU�YHUELQ-
den sie ihre eigene Expertise und Erfahrungen, mit der 
GHU�3DWLHQW
LQQHQ�XQG�JHVWDOWHQ�GLH�(QWVFKHLGXQJVğQ-
dung. Dafür benötigt es zahlreiche Kompetenzen, die wir 
heute noch nicht alle abdecken können. 

(V�ZLUG�DOVR�ZHLWHUKLQ�VSDQQHQG�EOHLEHQ��'LH�3ĠHJH�
muss agiler werden, die multiprofessionelle Zusammen-
arbeit wird immer bedeutsamer. Und sicher ist der wich-
tigste Punkt, wie wir die richtigen Personen in den Beruf 
EHNRPPHQ�XQG�GDULQ�DXFK�KDOWHQ��,FK�KRIIH��GLH�3ĠHJH-
initiative kann hier einen Beitrag leisten. 

Ich danke dir sehr herzlich für den Einblick in dein 
Leben und dein «offenes Ohr» für die Theorie und die 
Praxis!

Das Interview führte
Helena Zaugg
im Namen der Redaktion
GHU�=HLWVFKULIW�ŉ3ĠHJHUHFKWŊ
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